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Impfstoffe 15Millionen Impfdosen gegen
das Coronavirus hat die Schweiz bereits
bestellt. Doch wann werden die Dosen
genau geliefert? Das Bundesamt fürGe-
sundheit verhandelt derzeit mit den
Herstellern über die exakten Termine.
Seit Dezember gibt es Gerüchte, dass
sich Pfizer und Moderna eine schnelle
Lieferung extra bezahlen lassen. «Ich
vermute leider, dass sich die Firmen
ihre Impfstoffe vergolden lassenwol-
len», sagt der Branchenkenner und
Arzt Michael Nawrath. Ob es sich für
die Schweiz lohnt, den Zuschlag zu be-
zahlen, ist eine andere Frage – viele
Kantone sind mit ihren Impfkampag-
nen imRückstand.Nun überlegen sich
die Bundesbehörden, den Prozessmit
einem Belohnungssystem zu be-
schleunigen. (los) Seite 4, 8

Rasche Lieferung
könnte extra kosten

Raphaela Birrer

Sollen Ehepaare gemeinsamSteuern be-
zahlen? Oder alle Personen einzeln, un-
abhängig von ihrem Zivilstand? Über
diese Fragen streiten sich konservative
und liberale Kräfte im Bundeshaus seit
Jahrzehnten.Die FDP-Frauenwollen das
Patt nunmit einerVolksinitiative zur In-
dividualbesteuerung beenden – und

landen damit bereits einen Coup: Auf
der Liste des Initiativkomitees, die die-
ser Redaktion vorliegt, figuriert ein pro-
minenter Name: Alt-Bundesrätin Ruth
Metzler engagiert sich erstmals seit
ihrem Ausscheiden aus der Regierung
2003wieder politisch – für einAnliegen
der Konkurrenz.

Metzlers eigene Partei, die in derMit-
te aufgegangene CVP, scheiterte vorvier

Jahren äusserst knapp mit ihrer
«Heiratsstrafe»-Initiative, welche die
progressionsbedingte steuerliche Be-
nachteiligung von Ehepaaren beheben
wollte. Dieses Jahr will Die Mitte nun
eine neue Initiative lancieren, weil das
Bundesgericht die damalige Abstim-
mung wegen falscher Zahlen des Bun-
des für ungültig erklärte. Der Inhalt ist
noch nicht klar, doch die Partei will an

dergemeinsamenBesteuerungvonEhe-
paaren festhalten.

Individuell versus gemeinsam: Damit
kommt es in der Steuerpolitik zumgros-
sen Showdown zwischen der FDP und
der Mitte. «Das Ziel der beiden Initiati-
ven ist identisch. Mit jener der FDP-
Frauen kommen wir aber schneller
vorwärts», sagt Metzler.
Kommentar Seite 2, Bericht Seite 5

Metzler wirdwieder politisch aktiv
– für eine Initiative der Konkurrenz
Individualsteuer Die ehemalige Bundesrätin Ruth Metzler unterstützt die Initiative der FDP-Frauen
im Komitee. Ihre eigene Partei, Die Mitte, wird ein konkurrierendes Volksbegehren lancieren.

«ImUnterschied
zuMerz ist Laschet
ein Versöhner, kein
Spalter.»
Dominique Eigenmann
Der Deutschland-Korrespondent
über Armin Laschet, den neuen
Parteichef der CDU. Seite 7

Kommentare & Analysen

Corona Vergangene Woche wurde erst-
mals in einemAltersheim diemutmass-
lich viel ansteckendere Virusmutation
nachgewiesen. Das Ausmass war er-
schreckend: Drei Viertel der Bewohner
hatten sich infiziert. Das ist auch des-
halb gravierend,weil bereits bisher jede
zweite Person, die an oder mit Corona
starb, in einem Heim wohnte. Aktuell
gibt es keine schweizweiten Massnah-
men, um die Heimbewohner konse-
quent zu schützen. Der Heimverband
fordert nun präventive Gratistests für
Bewohner und Personal. (red) Seite 3

In Altersheimen soll
breit getestet werden

Russland Fünf Monate nach seiner Ver-
giftung in Sibirien ist der russische Op-
positionspolitikerAlexei Nawalny in sei-
ne Heimat zurückgekehrt – und nach
seiner Landung in Moskau sofort fest-
genommen worden. Der 44-Jährige sei
zur Fahndung ausgeschrieben gewesen,
teilte der Strafvollzug mit. Bis zur Ent-
scheidung des Gerichts bleibe er in
Untersuchungshaft. Nawalny soll wäh-
rend seinesAufenthalts in Deutschland,
wo er sichvon dem inRusslandverübten
Anschlag mit dem Nervengift Nowit-
schok erholte, gegen Bewährungsauf-
lagen verstossen haben.

Der Strafvollzug will deshalb die
Bewährungs- in eineHaftstrafe umwan-
deln lassen.NawalnysTeam spricht von
einer politischen Inszenierung, um den
Gegnervon Präsident Putinmundtot zu
machen. EU-Ratschef Charles Michel
forderte die sofortige Freilassung des
Kreml-Kritikers. (sda) Seite 6

Nawalny wurde in
Moskau festgenommen

Öffentlicher Verkehr Drei Tage langmach-
te derWintereinbruch denVerkehrsbe-
trieben Zürich (VBZ) zu schaffen.Nach-
dem am Freitag wegen der grossen
Schneemengen der Betrieb auf dem
ganzen Netz komplett eingestellt wor-
denwar, fuhren auch übersWochenende
nicht alle Linien.Am Sonntag sorgte die
Kälte für Probleme: Auf gewissen Gleis-
abschnitten bildete sich Eis, daswegge-
pickelt werden musste.

Die VBZ rechnen damit, dass der
Fahrplan ab heute Montag wieder
eingehalten werden kann. Um dies
möglich zu machen, musste der
Winterdienst zu aussergewöhnlichen
Mitteln greifen:Mit Traktoren und Last-
wagen wurde Schnee eingesammelt
und aus der Stadt gekarrt. Normaler-
weisewerden die Schneemassen an den
Strassenrändern aufgeschichtet,wo sie
dann schmelzen. (red) Seite 17

Busse und Trams
fahren wieder normal

Jihadismus In Morges VD wurde am
12. September das erste islamistische
Terrorattentat in der Schweiz verübt. Ein
junger Portugiese war das zufällige
Mordopfer. Klar ist inzwischen, dass der
Täter aus der islamistischen Szene von
Lausanne stammt und sich mit IS-An-
hängern austauschte. Etwas schwieri-
ger ist die Frage nach möglichen Hin-
termännern: Seit längerem suchen die
Ermittler einen anderen Lausanner Is-
lamisten, der bis kurz vor demAttentat
mit dem Täter in Kontakt stand und
dann untertauchte. (K.P.) Seite 4

DasAttentat von
Morgeswirft Fragen auf

Pandemie InweitenTeilenderBevölkerungstossenCovid-19-ImpfungenaufSkepsis odergarauf
blankeAblehnung.Die Impfskepsisnehme immerdannzu,wennkulturelleUmbrüche stattfinden,
sagtdazueinUni-Professor.DasThemasei komplexundhabeeine langeGeschichte.Seite25

Die grosse Skepsis
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Man kennt sich: 2015 besuchte der Papst Washington und wurde vom damaligen Vizepräsidenten Joe Biden empfangen. Foto: Getty Images

Michael Meier

Für manche Katholiken bricht
eine neue Ära an: «Papst
Franziskus und Joe Biden
werden ihre politische und
religiöse Macht zu einer ge-
meinsamen Vision und Mission
vereinen», so der US-Publizist
Andy Roman. Als Franziskus
Biden am Telefon zurWahl
gratulierte, bot dieser dem
Papst an, in Sachen Klima-
schutz, Armutsbekämpfung
und Integration von Flücht-
lingen mit ihm zusammen-
zuarbeiten.

Biden, nach Kennedy der
zweite Katholik imWeissen
Haus, ist von Franziskus
geradezu begeistert. Er ver-
körpere die Prinzipien der
katholischen Soziallehre, mit
der er gross geworden sei:
Menschenwürde, Gerechtigkeit,
Liebe zu den Armen. Auch
dessen Umweltenzyklika
«Laudato si’» will Biden zur
Richtschnur nehmen. Als
Vizepräsident hat der Demo-

krat den Jesuiten auf dem
Papstthron mehrfach getroffen.
Und einen Jesuiten, den Ex-
Präsidenten der Georgetown-
Universität Leo O’Donovan,
betraut er jetzt damit, bei
seiner Amtseinführung die
Invokation, die Anrufung
Gottes, zu sprechen.

Auch Franziskus liegt viel an
einer Entspannung zwischen
Rom undWashington. Vorgän-
ger Trump war gegen alles, was
ihm heilig ist: Schutz des
Klimas, der Armen und Margi-
nalisierten. Als Trump ankün-
digte, eine Mauer zu Mexiko
aufzurichten, schimpfte der
Papst, es könne nicht Christ
sein, wer Mauern statt Brücken
baue.

Papst-Biograf Austen Ivereigh
bezeichnete Trump und Ber-
goglio 2017 in der «NewYork
Times» als «derWelt berühm-
teste Populisten», die freilich
miteinander in Konflikt
stünden. Ja, der Papst sei der
Fahnenträger des weltweiten

Widerstands gegen Trump,
der Anti-Trump eben.

Franziskus missfällt auch
Trumps zur Schau gestellter
Glauben. Biden lebt diesen
zurückhaltender, aber
glaubwürdig. Seit dem Tod
seines Sohns Beau 2015 trägt
er dessen Rosenkranz auf sich.
Er pflegt am Sonntag zur
Messe zu gehen und bekennt,
dass der Glaube seine Politik
beeinflusse.

Und doch hat er im christlichen
Lager weniger gepunktet als
der Opportunist Trump. Nur
jeder zweite US-Katholik hat
ihm die Stimme gegeben. Die
Bischöfe trauen dem liberalen
Katholiken nicht, weil er das
Nein der Kirche zu Abtreibung,
Ehe für alle und «Gender-
Ideologie» politisch nicht
umsetzen mag. Als gläubiger
Mensch sei er persönlich gegen
Abtreibung, so Biden, wolle aber
niemandem die katholische
Doktrin gesetzlich aufzwingen
und ihn kriminalisieren.

Das hat unter den führenden
US-Klerikern eine befremdliche
Kontroverse entfacht, ob man
Präsident Biden die heilige
Kommunion geben dürfe.
Kein Problem damit hat der
neue Erzbischof vonWashing-
ton,Wilton Gregory, den
Franziskus gerade zum ersten
schwarzen Kardinal der
US-Geschichte gekürt hat.

Nein, findet demgegenüber der
Alt-Erzbischof von Philadelphia,
Charles Chaput: Biden stehe
nicht in voller Gemeinschaft
mit der Kirche. Die Vorbehalte
teilt der Vorsitzende der
US-Bischofskonferenz, Erzbi-
schof José Comez. Zur Klärung
des Konflikts hat er jetzt eine
Arbeitsgruppe eingesetzt.

Doch der Präsident und der
Papst werden sich kaum durch
die Divergenzen bei den
Lebensrechtsfragen auseinan-
derdividieren lassen. Gemein-
samwerden sie Fragen der
Gerechtigkeit und des Klimas
in den Vordergrund stellen.

Eine neue Allianz zwischenWashington und Rom
Der Katholik Joe Biden und Papst Franziskus wollen bei Klimaschutz und sozialer
Gerechtigkeit zusammenspannen.

Salome Müller

Egal, ob es nachts um drei ist
oder nachmittags um halb vier.
Egal, ob Freitagabend oder
Sonntagvormittag. Egal, ob in
der Stadt, auf dem Land, im
familienfreundlichen Quartier
oder in der entvölkerten Agglo.
Egal, ob wir uns im Ausgang
befinden, im Zug, auf dem
Velo, ob wir zu zweit sind oder
allein.Wenn Frauen sich im
öffentlichen Raum bewegen,
müssen sie damit rechnen,
sexistische Kommentare von
Männern zu hören. Aggressive
Zurufe. Beleidigungen.

Zum Beispiel: «Hey, gits en
F***?» Oder: «Geili Fot*e, stiig
is Auto.» Oder: «Hesch mega-
geili Br*scht, dörfi mal?»

Zwei Zürcherinnen sammeln
solche Erlebnisse und schrei-
ben sie mit Kreide an jene Orte,
an denen die verbalen Über-
griffe stattgefunden haben. Mit
dieser Aktion sollen die soge-
nannten Catcalls für alle sicht-
bar gemacht werden. Auch jene
Leute, die von solchen Zurufen
in der Öffentlichkeit verschont
bleiben, erkennen jetzt: Sie
sind eine elende Seuche.

Die Kommentare mögen
plump, die Beleidigungen
dumm, die Zurufe kläglich sein.
Sie sind aber Ausdruck eines
Selbstverständnisses der Män-
ner, dass ihnen der öffentliche
Raum gehört. Frauen sind in
dieserWelt Objekte. Und wenn
sie es wagen, als handelndes
Subjekt aufzutreten und sich
gegen die Zurufe zu wehren,
werden sie weiter beleidigt.

«Was häsch eigentlich s Gfühl?
Du bisch so hässlich!» Oder:
«Was tuesch so arrogant?!» Oder:
«Dich wetti eh nöd, du Sch***!»

Gegen diese Seuche immun zu
werden, hiesse, sich mit ihr
abzufinden. Die Seuche muss
aber bekämpft werden. Passan-
tinnen und Passanten, die
solche Vorfälle mitbekommen,
müssen eingreifen und sich mit
den Frauen solidarisieren.Wenn
Männer dies tun, hat es einen
doppelten Effekt: Sie signalisie-
ren den Frauen, dass sie das
andere Geschlecht respektieren.
Und sie signalisieren den über-
griffigen Männern, dass deren
Verhalten falsch ist. Erst wenn
Männer von anderen Männern
gemassregelt werden, wird sich
etwas ändern.

Hört endlich auf damit
Eine neue Seuche: sexistische Kommentare
vonMännern in der Öffentlichkeit.

Peter Münch, Tel Aviv

Präsident Joe Biden erhält eine
Morgengabe aus dem Morgen-
land: Palästinenserpräsident
Mahmoud Abbas, der seine
vierjährige Amtszeit bereits
auf 16 Jahre ausgedehnt hat,
will sein Volk endlich einmal
zurWahl rufen. Das soll ihm
neue Legitimität verschaffen
und US-Unterstützung sichern
auf demWeg zurWieder-
aufnahme von Friedens-
gesprächen mit Israel.

Doch einWahlsieg von Abbas
ist alles andere als sicher. Die
Palästinenser sind seiner
korrupten Fatah längst über-

drüssig. Statt des 85-jährigen
Patriarchen könnte durchaus
ein Islamist jener Hamas
an die Macht kommen, die
inWashington und Brüssel
auf der Terrorliste steht.

Wahlen sind aus westlicher
Sicht demnach nurwünschens-
wert, wenn nicht die Falschen
gewinnen. Aus diesem
Dilemma kann Abbas seine
westlichen Partner nur mit
einemWahlsieg befreien – oder
indem er einenWeg findet, die
Wahl doch wieder zu umgehen.
Seinen gutenWillen hat er
dann schliesslich demonstriert
– und mehr hat Abbas aktuell
auch kaum im Sinn.

Verspielte Legitimität
Palästinenserpräsident Mahmoud Abbas
will mal wieder eineWahl abhalten.

Kommentar

Wer sich ewige Treue schwört,
der zahlt auch ewig zusammen
Steuern. Nach diesem Prinzip
werden Ehepaare in der
Schweiz besteuert. Dass sie
gemeinsam veranlagt werden,
hat allerdings eine unerwünsch-
te Folge: Das Zweiteinkommen
– zu 90 Prozent jenes der Frau
– wird wegen der höheren
Progressionsstufe überpropor-
tional besteuert.

Damit setzt unser Steuersystem
aus ideologischen Gründen
einen Anreiz für verheiratete

Frauen, möglichst wenig zu
arbeiten. Der Abhalteeffekt
wird umso grösser, je mehr sie
verdienen. Das ist mit ein
Grund, warum gut ausgebildete
Einheimische auf dem Arbeits-
markt fehlen. Stattdessen holen
wir Fachkräfte aus dem Aus-
land. Ein viel zu teures Modell.

Würde hingegen jede Person
separat Steuern bezahlen,
könnten gemäss Studien bis zu
60’000 zusätzliche Vollzeit-
stellen besetzt werden. Oder:
300’000 Frauen würden ihr

Pensum um jeweils 20 Prozent
erhöhen, weil sie dafür nicht
mehr steuerlich bestraft würden.

Vor diesem Hintergrund ist die
Initiative der FDP-Frauen ein
Paukenschlag. Sie beendet
einen epischen Streit zwischen
Liberalen und Konservativen,
weil sie die Individualbesteue-
rung endlich zwingend auf die
politische Agenda setzt. Und
statt eines komplizierten
Wirrwarrs von steuerlichen
Abzügen und Subventionen
die grosse Reform verlangt.

Mit dieser Initiative gelingt es
der neuen FDP-Frauen-Chefin
Susanne Vincenz-Stauffacher
nicht nur, die zuletzt kaum
präsente freisinnige Frauen-
sektion wieder ins Gespräch zu
bringen. Sie bündelt erstmals
auch die parteiübergreifende
Kraft, die von der historischen
Frauenwahl 2019 ausging, für
ein Volksbegehren.

Entscheidend für den Erfolg
wird Ruth Metzler sein. Die
Alt-CVP-Bundesrätin kann mit
ihrem Engagement im Initiativ-

komitee den progressiven Flügel
ihrer Partei gewinnen – und
das Anliegen so mehrheitsfähig
machen. Die Mitte will dieses
Jahr eine eigene Initiative lan-
cieren, die an der gemeinsamen
Besteuerung festhalten soll. Sie
sollte angesichts dieser Aus-
gangslage darauf verzichten.

Wir halten Frauen bewusst vomArbeiten ab
Die gemeinsame Steuerrechnung für Ehepaare setzt falsche Anreize. Höchste Zeit, dass sich das ändert.

Entscheidend
für den Erfolg
der Initiative
wird RuthMetzler
sein.

Raphaela Birrer
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Janine Hosp, Stefan Häne
und Edgar Schuler

Das Tempo war erschreckend.
Das Ausmass war erschreckend.
In kürzester Zeit hatten sich drei
Viertel der Bewohnerinnen und
Bewohner in derTessinerAlters
residenz in Balerna mit dem
Coronavirus infiziert. DieVerant
wortlichen liessen das Virus
untersuchen, und es zeigte sich:
Es ist die mutierte Variante aus
Grossbritannien. Erstmals hatte
sie Eingang in ein Heim ge
funden. Noch am Freitag griff
das Tessin deshalb wieder zur
härtestmöglichen Massnahme:
Es verhängte ein Besuchsverbot
in allen Heimen und Spitälern
des Kantons.

Wie der Fall im Tessin zeigt,
hat derWettlauf gegen dieVirus
mutation B.1.1.7 begonnen. Be
sonders gefährdet: die Bewohne
rinnen undBewohnervonAlters
und Pflegeheimen. Jede zweite
Person, die an oder mit Corona
starb,wargemäss den Zahlen des
BAG in einemHeim zu Hause. In
manchen Kantonen sind es aber
deutlichmehr, etwa in Baselland
(80 Prozent), Zürich (63 Prozent)
oder Bern (53). Da sich die Zah
len aber auf den Todesort und
nicht auf denWohnort beziehen,
kommtnochdie unbekannte Zahl
von Heimbewohnern hinzu, die
in einem Spital starben.

Nationale Gesundheitspoliti
ker sind verstört über die Todes
zahlen in den Heimen. Doch
kaum flackert die Forderung
nach konsequentem Schutz der
Heimbewohner auf,verraucht sie
auch schonwieder.Helfen könn
te beispielsweise, Bewohnerin
nen und Bewohner von Heimen
und das Betreuungspersonal
konsequent und regelmässig zu
testen.DochderBundesratmacht
keineAnstalten, ein solchesTest
obligatorium zu verhängen.

Rechtswidrig abgeschottet?
In der «Samstagsrundschau»
von Radio SRF verteidigte Par
melin den Kurs mit dem Argu
ment, die Politik sei in der ers
tenWelle dafür kritisiertworden,
dass sie die Heime möglicher
weise rechtswidrig ganz abge
schottet habe. Gesundheitsmi
nister Alain Berset (SP) verlang
te in einem Interview mit der
«SonntagsZeitung» hingegen
von den Kantonen eine neue
StrategiemitmehrMassentests:
«Sinnvoll ist das zumBeispiel in
Altersheimen, Schulen oderHot
spots.» Aber ein Testobligato
rium? Finanzielle Unterstüt
zung? Immer noch Fehlanzeige.

Auch die Kantone liessen das
Thema schleifen.Der oberste Ge
sundheitsdirektor Lukas Engel
berger (CVP) sagt: «Tests müss
ten regelmässig vorgenommen
werden, was in diesen grossen
Mengen organisatorisch kaum
zu bewältigen und damit nicht
realistisch wäre.»

Engelberger fürchtet zudem,
ein solcher Schritt würde in die
Grundrechte des Personals ein
greifen: «Das scheint mir kein
angemessenerUmgangmit dem
Personal zu sein.»

Dabei zeigen die Erfahrungen
von Baselland, dass regelmässi
geMassentests inHeimenmach
bar sind.Am2.und 3. Januarwur
den 1200Heimangestellte getes

tet. Prompt sank die Zahl der
Ansteckungen deutlich.Nurnoch
28 Betagtewurden seither ange
steckt, seit Beginn der zweiten
Welle bis Ende Jahrwaren es 556.

In den Tests wurden 18 Infi
zierte entdeckt, die keine Symp
tome hatten. Ohne Test hätten
sie wohl zahlreiche weitere Per
sonen infiziert. Eswäre nicht bei
den 28 Fällen geblieben.

Aufwand und Kosten sind al
lerdings nicht klein. Ein einziger
PCRTest kostet 100 Franken.Die
Tests selber bezahlt der Kanton,
die Heime müssen das Personal
zum Testen und Abklären zur
Verfügung stellen. Dafür hat der
Kanton bereits seit Oktober
150 Mitarbeiter geschult.

Schutz der Schwächsten
Die Aussage von Engelber
ger stösst bei Politikern auf Kri
tik.NationalratAlfredHeer (SVP)
sagt: «Die einzige Sorge von
Herrn Engelberger sind die
Grundrechte des Personals we
gen Tests? Und das, während
die Schweiz gerade mit einem
neuen Lockdown Existenzen
ruiniert?» Heer verlangt, die

Schwächsten seien konsequent
zu schützen –mit Massnahmen,
die wirkten.

Kein Verständnis für Engel
berger hat auch Ständerat Da
mianMüller (FDP): «Selbstwenn
mitTests nicht alle Fälle entdeckt
werden können: Sie sind eine
deutlich bessere Alternative, als
gar nichts zu unternehmen.»

Monika Stocker verfolgt als
Mitinitiantin der Initiative gegen
AltersdiskriminierungdieDebat
te um die Todeszahlen in den
Heimen intensiv. Die ehemalige
Zürcher Sozialvorsteherin der
Grünen findet: «Es reicht!» Seit
Monatenwerde immer über «die
Alten» geredet und nicht mit ih
nen.VieleBetagtewürden sich sa
gen: «Bin ich nunnurvulnerabel,
oder bin ich schon überfällig?»

Aber Menschen in Heimen
seien «weder unmündig noch
blöd», sagt Stocker. «Massnah
menmüssen zusammenmit den
Menschen geklärt werden, und
esmuss entschiedenwerden, ob
es um Tests, Impfen oder ande
res geht.»

Der Kanton BaselStadt war
der erste, derBewohnerund Per
sonal eines ganzenHeimsdurch
testete.Aber erverzichtet nun auf
ein regelmässiges Screening. Es
habe sich gezeigt, dass sich An
steckungenamehesten indenTa
gen nach einem CovidAusbruch
fänden, teilt er mit. Deshalb will
er künftig höchstens dann ein
ganzesHeim testen,wenndieAn
steckungszahlen bereits steigen.

Die Stadt Zürich kennt kein
Testobligatorium. Sie bietet in
ihren PflegezentrenMitarbeitern
mit direktem Bewohnerkontakt
nur an, sich beiminimalen Sym
ptomen – etwa einemKratzen im
Hals – vor Arbeitsbeginn einem

Schnelltest zu unterziehen.Mit
arbeiter mit ausgeprägteren
Symptomen dürfen den Betrieb
gar nicht erst betreten, sondern
müssen sich im Testcenter für
das städtische Personal untersu
chen lassen.

Wer zahlt?
Auch in Zürich müssen Perso
nen ohne Krankheitssymptome
einen Test selbst bezahlen. Poli
tisch verantwortlich für diese
Strategie ist mit Stadtrat And
reas Hauri ein Vertreter der GLP
– jener Partei, diewie die SPund
die Grünen die hohe Zahl der
Toten besonders laut beklagt
und scharfe Massnahmen da
gegen fordert.

Ein Versäumnis? Hauri sagt
Nein.Erverweist aufMöglichkei
ten der neuen Speicheltests. Die
Stadt Zürich sei darübermit dem
Kanton im Gespräch. «Wir hof
fen, dasswir in Kürze einen Pilot
in einemAlters oder Pflegezen
trum durchführen können.»

DemDirektor des Heimverbands
Curaviva geht das einfach nicht
schnell genug. Daniel Höchli
sagt: «Es ist jetzt, angesichts des
mutiertenVirus, nochwichtiger,
auchHeimpersonal ohne Symp
tome schnell und regelmässig zu
testen – bevor es zu einem Aus
bruch kommt.» Höchli fordert,
dass die Kantone das Pflegeper
sonal beim Testen bevorzugen
und dafür sorgen, dass es sich
präventiv und kostenlos testen
lässt. Jetzt will der Verband den
Bundesrat dazu bewegen, dass
er sich hinter diese Empfehlun
gen stellt.

Es ist eineMinimalforderung.
In Deutschland etwa werden
nicht nur Bewohner und Perso
nal kostenlos getestet, sondern
Besucherinnen und Besucher.
Aber eben: Testen ist teuer und
aufwendig.

Dem Heimverband kommt
jetzt die nationalrätliche Ge
sundheitskommission zu Hilfe:
Der Bund soll für alle Personen

inAlters und Pflegeheimen ein
mal pro Woche einen freiwilli
gen Test finanzieren, und zwar
bis mindestens Ende März. Das
fordert die Kommission in einem
Schreiben an den Bundesrat.
Auch sollen Kantone in den
Pflegeheimen das Personal
aufstocken mit dem Ziel, dass
Mitarbeiter wenn nötig in Qua
rantäne gehen können.

Letzte Hoffnung: Impfen
Undwennnunder Impfstoff dem
Sterben ein Ende setzt? Die Be
tagten in den Heimen sind jetzt
die Ersten, die sich impfen las
sen dürfen. Schon am Freitag
meldete Uri: alle Heimbewohner
geimpft – jedenfalls jene, die das
wollten.

Luzern war am Samstag so
weit. Zwischen 70 und 80 Pro
zent der Bewohnerinnen und
Bewohner sind jetzt geimpft,
etwa 30 Prozent der Angestell
ten. Eine Sprecherin sagt zu den
Zahlen: «Viele Impfwillige in den
Heimen konnten sich aufgrund
einer aktuellen CovidErkran
kung nicht bei der ersten Etap
pe impfen lassen.»

Anderswo dauert es länger:
Der Kanton Bern hat bis zum
Wochenende erst 1800 von rund
13’000Heimbewohnerinnen und
bewohnern geimpft, 13 Prozent.
Jetzt kommt der Impfstoff von
Moderna hinzu, der Kanton will
damit das Tempo erhöhen.
Zürich und BaselStadt werden
erst Mitte Februar alle Heim
bewohner mit der ersten Dosis
verimpft haben.

Aber die neue, schnelleVirus
variante ist längst da. Es droht
wieder eine Niederlage imWett
lauf gegen das Sterben in den
Heimen.

Heime fürchten dasmutierte Virus
Besonders gefährdet Erstmals wurde die Corona-Variante aus Grossbritannien in einem Altersheim nachgewiesen.
Die Frage, wie man die älteren Bewohnerinnen und Bewohner der Schweiz schützen kann, ist weiterhin unbeantwortet.

Casa di Riposa Solarium in Gordola TI: Seniorinnen und Senioren warten Anfang Januar auf ihre Impfung gegen Covid-19. Foto: Keystone, Ti-Press

Viele Betagte
fragen sich:
«Bin ich nun nur
vulnerabel, oder
bin ich schon
überfällig?»

Grafik: ese, niz / Quelle: BAG, 20min.ch
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An einer Messe in Lausanne am 17. September 2020 betrauern Angehörige und Freunde das Todesopfer. Foto: Christian Brun

Kurt Pelda
und Thomas Knellwolf

Der Täter stach am 12. Septem-
ber 2020 zu, direkt vor einer Im-
bissbude im Eingangsbereich
eines Einkaufszentrums von
Morges VD. Das Mordopfer: ein
zufällig anwesender Portugiese,
der mit seinen Freunden zu
Abend essen wollte. Der 29-Jäh-
rigewardas ersteTodesopfer des
islamistischen Terrorismus in
der Schweiz.

Das von der Ideologie derTer-
rorgruppe Islamischer Staat (IS)
inspirierte Attentat erfolgte nur
wenigeTage, nachdemdas fran-
zösische Satiremagazin «Charlie
Hebdo» seineMohammed-Kari-
katuren erneut abgedruckt hat-
te. Auslöser für die Publikation
war der Prozess gegen die Hin-
termänner des Terroranschlags
auf die «Charlie Hebdo»-Redak-
tion von Anfang 2015.

Der inzwischen 27-jährige
MesserstechervonMorges,Ömer
A., erzählte nach seiner Verhaf-
tung, dass er den Propheten habe
rächen wollen. Ähnliches steht
auch in seinem Testament, das
die Polizei in dem Hotel fand, in
demder schweizerisch-türkische
Doppelbürger auf Staatskosten
untergebracht war.

Seit 2017 auf
der Gefährder-Liste
ÖmerA.war somit mutmasslich
der Erste, der auf die Neuaufla-
ge der Mohammed-Karikaturen
mit einemMord an einemNicht-
muslim reagierte, noch vor ähn-
lich motivierten Anschlägen in
Frankreich, darunter die Ent-
hauptung des Lehrers Samuel
Paty und die Messermorde in
Nizza im letzten Oktober.

Wenn es in denMedien bisher
umÖmerA. ging, stand dasHick-

hack zwischen der Bundesan-
waltschaft und denBehörden des
KantonsWaadt imVordergrund.
Man fragt sich, warum ein radi-
kalisierter, psychisch instabiler
junger Mann, der wegen eines
versuchten Brandanschlags auf
eine Tankstelle schon länger in
Untersuchungshaft genommen
wordenwar, in einemHotel statt
in einer Anstalt untergebracht
wurde. Schon seit 2017 führte der
Nachrichtendienst des Bundes
(NDB) Ömer A. auf seiner Liste
der islamistischen Gefährder.

Wenig Konkreteswurde dagegen
zum Umfeld des Attentäters be-
kannt. Ömer A. konsumierte
nicht nur regelmässig Marihua-
na, sondern handelte auch da-
mit. Viele seiner Bekannten
stammen deshalb aus dem Dro-
genmilieu.Erwar allerdings auch
Teil der islamistischen Szene. So
war erMitglied in verschiedenen
Chatgruppen im Internet, von
denen eine nach dem IS benannt
war. 2017 bezeichnete der späte-
reAttentäterMilutin J., den selbst
ernanntenWaadtländer IS-Emir,
als «Gehirn der Gruppe». Milu-
tin J.wurde amFreitagwegen der
Vorbereitungvon undAnstiftung

zu Terroranschlägen in Paris zu
15 Jahren Gefängnis verurteilt.
Offenbar hatte er nicht nur zur
RadikalisierungvonÖmerA. bei-
getragen, sondernmit diesem in
einer von der Polizei mitge-
schnittenen Konversation auch
einen Terrorplan erörtert.

Besuche in einschlägig
bekanntenMoscheen
Ömer A. hatte ausserdem Kon-
taktmit einem jungen Genfer Is-
lamisten, dermit einem anderen
Schweizer befreundet war, der
wiederum letzten Sommer in
Marokko wegen der Bildung
einer terroristischenVereinigung
zu einer Freiheitsstrafe von fünf
Jahren verurteilt wurde. Bei
einem Hausbesuch dieser Zei-
tung wollte sich der junge Gen-
fer nicht zu Ömer A. äussern.

In Lausanne besuchte Ömer
A. die kleineMoschee von Prélaz
und das Gotteshaus von Prilly.
Das sind dieselbenMoscheen, die
auch der inzwischen in Paris ver-
urteilte Milutin J. frequentierte.
Und bereits vor ihm beteten in
Prélaz Rückkehrer aus Syrien
und mindestens ein Lausanner
Jihadist, der heute in einem sy-
rischen Gefängnis sitzt.

Keiner der Lausanner Jihadis-
ten musste sich bisher vor dem
Bundesstrafgericht in Bellinzo-
na verantworten, ganz anders als
IS-Anhänger aus dem Umfeld
der inzwischen geschlossenen
An’Nur-Moschee inWinterthur.
Aber nicht nur die Bundesan-
waltschaft ging bisher härter
gegen die Winterthurer Szene
vor als gegen jene in der Roman-
die.Auch die Kantonspolizei Zü-
rich bekämpft radikalisierte Is-
lamisten entschiedener als ihre
Waadtländer Kollegen. So über-
wachte sie zum Beispiel einen
heimlichen Gebets- und Diskus-

sionsraum einer grösseren
Gruppe von IS- und Al-Qaida-
Sympathisanten in Winterthur
mit einer versteckten Kamera.
Dagegen liess man am Ufer des
Genfersees den als Gefährder be-
kannten Ömer A. unbeaufsich-
tigt in einem Hotel logieren.

Nach der Bluttat von Morges
realisierten die Ermittler, dass
Ömer A. in der Zeit unmittelbar
vordemAttentat intensiven Kon-
takt mit einem anderen mut-
masslichen Jihadisten aus Lau-
sanne gehabt hatte. Der 23-jäh-
rige Justin K. (Name geändert)
verkehrte in denselbenMoscheen
wie Ömer A., und er kannte sich
ebenfalls in derDrogenszene aus.
Justin K. ist gut vernetzt, unter
anderem mit nordafrikanischen
Jihadisten inNorditalien.AmTag
des Attentats von Morges tauch-
te er plötzlich unter.

ImNovemberwurde Justin K.
in derNähe von Rimini gesehen,
wie aus italienischen Sicher-
heitskreisen verlautete. Für die
Italiener und die Franzosen ist
Justin K. ein gefährliches Indivi-
duum, doch scheint sich diese
Einsicht imWaadtland nur lang-
sam durchzusetzen. Die Ermitt-
ler wollten ihn wegen seiner
Kontakte mit Ömer A. befragen
und herausfinden, ob er allen-
falls Mitwisser oder gar Mittäter
war. Doch sie liessen sich Zeit,
den Sozialhilfebezüger im
Schengen-Informationssystem
zur Verhaftung auszuschreiben.

Wie die Bundesanwaltschaft
auf Anfrage mitteilte, führt sie
derzeit keinVerfahren gegen Jus-
tin K.Derweil fahndet Frankreich
schon nach ihm–unter anderem
wegen des Verdachts auf Terro-
rismus und Drogenhandel. Die
Waadtländer Kantonspolizei
äusserte sich auf Anfrage nicht
zu Justin K.

Nach demAnschlag von
Morges ist einMann flüchtig
Jihadistischer Terror Im September forderte erstmals in der Schweiz ein islamistischer
Anschlag ein Todesopfer. Was bisher über den Attentäter und sein Umfeld bekannt ist.

Warumwurde
ein radikalisierter,
psychisch instabiler
jungerMann in
einemHotel statt
in einer Anstalt
untergebracht?

«Inakzeptabel» sei das, gefähr-
lich für die Glaubwürdigkeit des
gesamten Impfprozesses.Als vor
einigen Tagen bekannt wurde,
dass Pfizer offenbar Lieferprob-
leme mit seinem Impfstoff hat,
war derÄrger gross.Verschiede-
ne nordeuropäische Länder ba-
ten die EU eindringlich, Druck
auf die Pharmafirma zumachen.
Gut ein Drittel aller EU-Länder
melden, dass sie weniger Dosen
als versprochen erhalten haben.

Der Druck ist hoch. Die Impf-
dosen sind knapp.Umso grösser
sind die Bemühungen in der EU
und auch in der Schweiz, die vor-
handenen Dosen so schnell wie
möglich in die Leute zu bringen.

Auf eine Vorzugsbehandlung
dürfe dabei niemand hoffen, sagt
Dan Staner, Europa-Chef des
ImpfstoffherstellersModerna, in
einem Interviewmit dem«Sonn-
tagsBlick»: «Jedes Land verdient
es, gleichbehandelt zu werden.
Wir sehen davon ab, Impfstoffe
zu bunkern und erst dann aus-
zuliefern,wenn ein entsprechen-
des Land ordert.»

Umgekehrt heisst das: Je
schneller ein Land seine Impfdo-
senverbraucht, desto raschergibt
es Nachschub. Das dürfte auch
der Hintergrund einer Idee sein,
die bei Schweizer Impfexpertin-
nen und -experten die Runde
macht und durch die «NZZ am
Sonntag» publik wurde. Wer in
der Schweiz zu langsam impft,
soll bei künftigen Verteilungen
weniger Impfdosen erhalten.Wer
schneller ist, der wird mit mehr
Impfdosen belohnt. «Habe ein
Kantonweniger als dieHälfte der
Dosen verimpft, könnte er künf-
tig keinemehrerhalten», schreibt
die Zeitung und zitiert dabei
«mehrere unabhängige Quellen
aus regierungsnahen Kreisen».

Kantone imRückstand
Verschiedene Kantone scheinen
nicht in der Lage, den vorhande-
nen Impfstoff genügend schnell
zu verteilen. Im Rückstand sind
beispielsweise dieWaadt und das
Wallis. Beide Kantone haben erst
einViertel des ihnen zugeteilten
Impfstoffs verbraucht. Auch Zü-
rich ist im Rückstand – bis Ende
Monat will man im grössten
Schweizer Kanton die Hälfte der
Dosen verimpft haben.

Der Basler Gesundheitsdirek-
tor Lukas Engelberger, Präsident

der kantonalen Gesundheitsdi-
rektoren, bestätigt die Existenz
der Idee. Dabei gehe es nicht da-
rum,den langsameren Kantonen
zu drohen, sondern den gesam-
ten Prozess zu dynamisieren.
«Am Schluss ist es relativ primi-
tiv: Schneller und mehr ist bes-
ser.» Wenn nun ein Kanton bei-
spielsweise Schwierigkeitenmit
der Logistik habe, dann könnte
ein anderer Kanton dessen Kon-
tingent vorübergehend nutzen.
Natürlichmüsste das kurzfristig
ausgeglichen werden. «Die Ver-
teilung unter den Kantonen ins-
gesamt müsste selbstverständ-
lich unantastbar bleiben», sagt
Engelberger.

Dass die Kantone unterschied-
lich weit in ihren Impfkampag-
nen seien, hält der Basler Ge-
sundheitsdirektor für nachvoll-
ziehbar. Erstens sei der Impfstoff
viel schneller da gewesen, als
man das zuerst gedacht habe,
und zweitens seien die Voraus-
setzungen von Kanton zu Kan-
ton sehr unterschiedlich. Wäh-
rend die Logistik einer solchen
Impfkampagne in einem kleinen
Stadtkantonwie seinem eigenen
relativ einfach zu bewältigen sei,
stelle die Verteilung der Impf-
dosen einen weitläufigen Ge-
birgskanton vor ganz andere
Probleme.

Nochwissen die Behörden gar
nicht,wieweit die Kantone über-
haupt sindmit dem Impfen.Die-
ses Problem soll allerdings bald
gelöst werden. Für morgen hat
das Bundesamt für Gesundheit
einen ersten Überblick über die
Impflage in den Kantonen ver-
sprochen.Danachwollen die Be-
hörden kontinuierlich aufzeigen,
wower schon geimpftworden ist
– und wie schnell das alles vor-
wärtsgeht. Oder wie langsam.

Philipp Loser

Wer schnell impft,
soll mehr Dosen erhalten
Corona-Impfkampagne Die Verantwortlichen
beraten über einen neuen Verteilschlüssel.

«Jedes Land
verdient es,
gleichbehandelt
zuwerden.»

Dan Staner
Europa-Chef von Moderna

Corona an Schulen Rund 500 Schü-
ler sowie 70 Lehrer einer Schule
imTessin sind seit demWochen-
ende in Quarantäne. Grund wa-
ren 13 positive Corona-Tests,
davon mindestens zwei mit der
neuen britischen Variante.

Fälle wie dieser befeuern die
Debatte um den richtigen Um-
gangmit den Schulen in derPan-
demie. Heute soll die Konferenz
der kantonalen Erziehungsdirek-
toren dem Bundesrat Vorschlä-
ge unterbreiten. Bislangwollten
die Kantone Schulschliessungen
möglichst verhindern – neu etwa
dank Massentests. Vertreter der
Corona-Taskforce plädieren aber
dafür, zumindest fürBerufsschu-
len und Gymnasien Fernunter-
richt anzuordnen. (sda/red)

500 Tessiner
Schüler müssen
in Quarantäne

Todesfall Der ehemalige Staats-
sekretär Franz Blankart ist am
Sonntag im Alter von 84 Jahren
gestorben. Seine Ehefrau Anne
bestätigte denHinschied aufAn-
frage der Nachrichtenagentur
Keystone-SDA. Blankart war
unter anderem Chefunterhänd-
ler für die EWR-Verhandlungen.
Ihr Ehemann sei nicht an Co-
vid-19 gestorben, präzisierte
Anne Blankart.

BlankartwarMitglied der FDP
und Oberst in derArmee. Erwar
1986, als Kurt Furgler Chef des
Volkswirtschaftsdepartements
war, zum Staatssekretär und
Direktor des Bundesamtes für
Aussenwirtschaft, heute das
Staatssekretariat für Wirtschaft
(Seco), ernannt worden. (sda)

Ex-Staatssekretär
Franz Blankart
gestorben
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650 öffentlich-rechtliche Kirch-
gemeinden haben sich im letzten
Herbst für ein Ja zurKonzernver-
antwortungsinitiative (KVI) en-
gagiert – so dezidiert wie kaum
je zuvor in einemAbstimmungs-
kampf. Das führte nicht nur in
den eigenen Reihen zu teils hef-
tigen Debatten. Nun tadelt auch
die Bundeskanzlei das damalige
Engagement als «zumindest
grenzwertig».

Sie äussert sich in einer Stel-
lungnahme zur Stimmrechtsbe-
schwerde, welche die Jungfrei-
sinnigen in vier Kantonen einge-
reicht haben.Die Stellungnahme
liegt dieser Zeitung vor.Weil die
Kantone nicht auf die Beschwer-
de der Jungpolitiker eingetreten
sind, gelangten diese ans Bun-
desgericht. Sie werfen den Lan-
deskirchen vor, die Kriterien der
Verhältnismässigkeit, derTrans-
parenz und der Sachlichkeit ver-
letzt zu haben.Was die Bundes-
kanzlei nun indirekt bestätigt.

«Keine Hinweise
auf Gegenargumente»
Grundsätzlich dürften sich die
Kirchen als zentrales Element der
Zivilgesellschaft in die demo-
kratische Debatte einbringen,
schreibt die Bundeskanzlei. Als
öffentlich-rechtliche Körper-
schaften seien sie aber an die
Grundrechte gebunden.Hinsicht-
lich Professionalität und Intensi-
tät sei das strittige Engagement
deröffentlich-rechtlichenKörper-
schaften bei der KVI mit demje-
nigen privater Abstimmungsko-
mitees vergleichbar. DasWerben
«mittels Flyern, Plakaten,Videos
und insbesondere auch demAuf-
hängen von Bannern mit einer
Fläche von bis zu 12 Quadratme-
tern anKirchtürmenund kirchli-
chenVerwaltungsgebäuden deu-
tet nicht auf eine Zurückhaltung
hin». Bei den zur Verfügung ge-
stellten Mustertexten und Fact-
sheets gebe es zudem keinerlei
Hinweise auf Gegenargumente.

Weil die Initiative in derVolks-
abstimmung EndeNovember am
Ständemehr scheiterte, sieht die
Bundeskanzlei allerdings keinen
weiterenHandlungsbedarf. Den-
noch würde sie es begrüssen,
wenn das Bundesgericht klären
würde, ob das intensive Engage-
ment der öffentlich-rechtlichen
Kirchen zulässig gewesen sei.
Auch für den Präsidenten der
Jungfreisinnigen,Matthias Mül-
ler, ist jetzt der Zeitpunkt gekom-
men, dass das Gericht diese
Frage beurteilt. Die Zeitung
«Schweiz amWochenende», die
zuerst über die Stellungnahme
der Bundeskanzlei berichtet hat,
geht jedoch aufgrund ihrer Re-
cherche nicht davon aus, dass
das Bundesgericht diese Frage
beantworten wird.

Kirche weist
Kritik zurück
Der Schweizer Jesuitenobere
Christian Rutishauser, der zum
Komitee «Kirche fürKonzernver-
antwortung» gehörte, kann den
Argumenten der Bundeskanzlei
nicht folgen. Es gehöre zumAuf-
trag der Kirche, strukturell-poli-
tisch gegen die Ursachen derUn-
gerechtigkeit anzukämpfen. Sie
wolle nicht immer nur mit kari-
tativen Mitteln die Versäumnis-
se der Politik korrigieren.

Michael Meier

Kampagne für die
Konzerninitiative
war «grenzwertig»
Stimmrechtsbeschwerde Die
Bundeskanzlei rügt das
Engagement der Kirchen
im Abstimmungskampf.

Raphaela Birrer

Es ist ein einziger Satz. Doch der
Satz hat politische Sprengkraft:
«Natürliche Personen werden
unabhängig von ihremZivilstand
besteuert.»

Dieser schnörkellose Satz ist
der noch unveröffentlichte Ini-
tiativtext,mit demdie FDP-Frau-
en die Individualbesteuerung in
dieVerfassung schreibenwollen.
Neu soll jeder und jede separat
Steuern bezahlen, egal ob verhei-
ratet oder nicht. Pünktlich zum
50-Jahr-Jubiläum des Frauen-
stimmrechts am 7. Februar wird
die freisinnige Frauensektion die
Initiative offiziell lancieren – und
damit einen Punkt hinter einen
jahrzehntelangen Streit setzen.

DutzendeVorstösse forderten
bereits, das Steuersystemmüsse
unabhängig vom Zivilstand aus-
gestaltet werden. Oder zumin-
dest: Es dürfe Ehepaare nicht be-
nachteiligen. Sie alle scheiterten
letztlich an einer symbolischen
Grundsatzfrage: Muss sich die
ewige Bindung von Ehepaaren
auch in dergemeinsamenSteuer-
rechnung widerspiegeln? Eine
konservative Mehrheit im Parla-
ment fand bislang immer: ja.

Doch die negativen Effekte
dieser Lösung stören selbst die-
se Kräfte, denn das Zweitein-
kommen eines Ehepaars wird
überproportional besteuert. In
der Regel sind es die Einkünfte
der Frau, die in derVeranlagung
zu jenen des Mannes addiert
werden,weshalb das Paar in eine
höhere Progressionsstufe gerät.
Deshalb hat das Parlament er-
folglos zahlreiche Varianten ge-
wälzt, wie diese «Heiratsstrafe»
behoben werden könnte.

Damit soll nun definitiv
Schluss sein. Ein illustres Initia-
tivkomiteewill, «dass sichArbeit
auch für verheiratete Frauen
lohnt», wie FDP-Frauen-Präsi-
dentin Susanne Vincenz-Stauf-
facher sagt. Die noch unveröf-
fentlichte Mitgliederliste liegt
dieser Redaktion vor. Sie zeigt:
— Das Anliegen ist parteipoli-
tisch breit abgestützt. Prominent
besetzt ist das Komitee mit Alt-
Bundesrätin Ruth Metzler (Die
Mitte). Neben Politikerinnen der
FDP engagieren sich auch diver-
se Vertreter der GLP (National-
rätin Kathrin Bertschy), der ehe-
maligen BDP (Noch-Präsident
Martin Landolt), der SP (zumBei-
spiel Ständerätin Eva Herzog)
und der Grünen (Ständerat Mat-
thias Zopfi).
— Das Anliegen ist in der Wirt-
schaft stark verankert. Neben
Investorin und Philanthropin
CarolinaMüller-Möhl engagieren
sich diverseWirtschaftsvertreter
wie etwaValentinVogt, Präsident
des Arbeitgeberverbands.

RuthMetzler: Gegen
die eigene Partei?
Ruth Metzler wird zum ersten
Mal seit ihrem Ausscheiden aus
dem Bundesrat 2003 wieder
politisch aktiv. «Ich habe eine
Geschichte mit diesem Thema»,
begründet die heutige Verwal-
tungs- und Stiftungsrätin. Be-
reits vor über 20 Jahren schlug
die damalige Appenzeller Fi-
nanzdirektorin dem Bundesrat
als Mitglied der Expertenkom-
mission für die Familienbesteue-
rung die Individualsteuer als
mögliches Modell vor.

«Seither sind wir keinen Schritt
weitergekommen. Ich habe dar-
um nicht gezögert, mich im Ini-
tiativkomitee zu engagieren»,
sagt Metzler. Die Individual-
steuer leiste einen Beitrag zur
Gleichstellung, indem sie mehr
Frauen in denArbeitsmarkt brin-
ge: «Damit gäbe es in einer Paar-
beziehung keine steuerlichen
Gründe mehr, nicht oder weni-
ger zu arbeiten.»

Metzlers Engagement ist bri-
sant: Ihre Partei, Die Mitte, will
das Problem mit einer eigenen
«Heiratsstrafe»-Initiative behe-
ben. 2016 scheiterte sie damit
knapp an der Urne; wegen fal-
scher Zahlen des Bundes erklär-
te das Bundesgericht dieAbstim-
mung für ungültig. Dieses Jahr
soll nun eine neue Initiative lan-

ciert werden. Der Inhalt ist noch
unklar. Klar ist aber: Die gemein-
same Besteuerung von Ehepaa-
ren soll erhalten bleiben – mit
einem günstigeren Tarif.

AusMetzlers Parteiwird denn
auch Kritik an der Initiative der
FDP-Frauen laut: Ständerat Beni
Würth etwa hält dasVollsplitting,
bei dem das Gesamteinkommen
von Ehepaaren durch zwei ge-
teilt wird, für «die wirklich libe-
rale Lösung». «Nur bei diesem
Modell verhält sich der Staat
gegenüber den verschiedenen
Lebensentwürfen neutral.» So
könne zum Beispiel eine Frau in
der Mutterschaftspause mit der
Individualsteuer keine Abzüge
geltend machen.

Doch insbesondere bei den
CVP-Frauen und im liberalen

Flügel der Partei gibt es Sympa-
thien für die Individualsteuer.

CarolinaMüller-Möhl:
Für dieWirtschaft?
Auch für die Investorin Carolina
Müller-Möhl ist die Beseitigung
steuerlicher Fehlanreize «einer
der wichtigsten Hebel, um
Gleichstellung zu erreichen».
«Die individuelle Besteuerung
setzt Beschäftigungsanreize –
auch für die geschätzten 50’000
Akademikerinnen, die nicht be-
rufstätig sind», sagt sie.

FürMüller-Möhl ist die finan-
zielle Eigenständigkeit der Frau-
en zentral, um das Risiko einer
Altersarmut zuminimieren.Aber
sie argumentiert auch volkswirt-
schaftlich: Werde das weibliche
Arbeitskräftepotenzial besser ge-

nutzt, generiere dasmehrSteuer-
substrat undWachstum.

Die Chancen für dasAnliegen
stehen gut: 2019 haben über
100 Parlamentarier aller Fraktio-
nen eineMotion von FDP-Natio-
nalrätin Christa Markwalder
unterzeichnet, die eine Einfüh-
rung der Individualbesteuerung
fordert. Zudem steht derBundes-
ratwegen der Legislaturplanung
unter Druck: Darin hat ihn das
Parlament letztes Jahr beauf-
tragt, eine Botschaft zur Indivi-
dualsteuervorzulegen.Trotzdem
will FDP-Frauen-Präsidentin
Vincenz-Stauffacher an der Ini-
tiative festhalten: «Wir sind des-
illusioniert, weil so lange nichts
geschehen ist. Der Bundesrat
kann uns aber immer noch posi-
tiv überraschen!»

Neuer Schub für eine alte Forderung
Individuelle Besteuerung Die FDP-Frauen lancieren eine Volksinitiative und werden dabei
von einer Alt-Bundesrätin und einer Wirtschaftsführerin prominent unterstützt. Reicht das?

Unternehmerin und Philanthropin Carolina Müller-Möhl. Foto: Dominic Büttner

Susanne Vincenz-Stauffacher, Präsidentin FDP-Frauen. Foto: KeystoneAlt-Bundesrätin Ruth Metzler. Foto: Daniel Winkler (13 Photo)

Mehrere Studien kommen zum
Schluss, dass das Schweizer
Steuersystem für verheiratete
Frauen negative Erwerbsanreize
setzt.Weil Ehepaare gemeinsam
veranlagt werden, wird das Ein-
kommenderFrauen – sie sind zu
90 Prozent die Zweitverdienen-
den – zu jenem der Männer ad-
diert und zu einemhöheren Satz
besteuert, als dies bei einer indi-
viduellen Veranlagung der Fall
wäre. Wenn verheiratete Frauen
also mehr arbeiten, fressen die
Steuern die zusätzlichen Ein-
künfte überproportionalweg.Der
Effekt ist umso grösser, je höher
die Einkünfte der Zweitverdie-
nenden sind, weshalb sich gera-
de fürAkademikerinnenAnreize
ergeben, weniger zu arbeiten.

Stocken zudem verheiratete
Mütter ihre Pensen auf, fallen
wegen des höheren Familienein-
kommens auch die Subventio-
nen für die Kinderbetreuung
weg. Für Avenir Suisse ist des-
halb klar: Das Schweizer Steuer-
system ist «frauenfeindlich». Zu
diesem Schluss kamdie Denkfa-
brik letztes Jahr in einer Studie.

Das Forschungsunternehmen
Ecoplan hat im Auftrag der Mül-
ler-Möhl Foundation vor zwei
Jahren das Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis verschiedener Steuerre-
formen untersucht. Der Befund:
EinemodifizierteVariante der In-
dividualbesteuerung (getrennte
Veranlagung, aber ein Elternteil
mit niedrigeremTarif) hätte dies-
bezüglich die besten Effekte:
19’000 Vollzeitstellen könnten
zusätzlich besetztwerden, heisst
es. Der Steuerausfall betrüge
rund 780Millionen Franken und
wäre damit um rund die Hälfte
tiefer als bei anderen Steuermo-
dellenwie etwademVollsplitting,
bei dem das Gesamteinkommen
durch zwei geteilt wird.

Würde die Individualbesteue-
rung via Steuerharmonisie-
rungsgesetz auch in den Kanto-
nen eingeführt, könnten dem-
nach gar Frauen für insgesamt
bis zu 60’000Vollzeitstellen en-
gagiert werden. Auf diese Zahl
kommen die Forscher, weil sie
hochrechnen, dass 300’000
Frauen ihr Pensumum je 20 Pro-
zent erhöhen würden. (rbi)

Ist unser Steuersystem frauenfeindlich?


